




Eine Geburt kostet rund zehnmal mehr als eine  
Abtreibung: Wie hoch wäre die Kostenersparnis, wenn 
wegen dieser Initiative plötzlich 3000 Abtreibungen 
weniger und 3000 Geburten mehr stattfänden?
Das wäre ein grosser Erfolg, auch in finanzieller Hin-
sicht: Abtreibungen verursachen nur Kosten und 
noch höhere Folgekosten bei den betroffenen Frauen.  
Geburten hingegen führen dazu, dass neue Prämien-

zahler geboren werden. 
Jeder Einzelne bezahlt im 
Laufe seines Lebens 50 
bis 100 Mal mehr Prämien, 
als seine Geburt gekostet 
hat. Das ist nicht nur ein  
Gewinn für die Kranken-
kassen, sondern auch für 
die anderen Sozialwerke 
und die ganze Wirtschaft.

Verletzt die Initiative nicht das Solidaritätsprinzip 
und ruft nach weiteren Ausnahmen, z.B. bei 
Übergewicht oder Rauchen?
Das Solidaritätsprinzip gilt nicht grenzenlos. Ich möchte 
einfach nichts ethisch Verwerfliches mitfinanzieren 
müssen. Das Solidaritätsprinzip hört für mich bei der 
Abtreibungsfinanzierung auf. Es kann doch nicht sein, 
dass ich die Abtreibungen anderer mitfinanzieren muss! 
Die Krankenkassen haben die Aufgabe, Leben zu erhal-
ten und nicht zu vernichten.

Es gibt Stimmen, die meinen, die Initiative  
sei reine Augenwischerei: Die Prämien würden kaum 
spürbar reduziert. Stimmt das?
Es geht zunächst darum, ein Zeichen zu setzen, Not-
wendiges vom Nicht-Notwendigen zu trennen. Abtrei-
bungen sind keine Krankheit und gehören daher nicht 
in die Grundversicherung.
Der Bundesrat rechnet mit jährlichen Einsparungen 
von bis zu 20 Mio. Franken. In 10 Jahren sind das 200 
Millionen. Das ist schon viel Geld. Zudem machen die 
Folgekosten von Abtreibungen (psychische und physi-
sche Leiden) einen noch viel höheren Betrag aus. Man 
muss bei den Krankenkassenprämien den Hebel überall 
ansetzen, wo man nur kann.

Interview mit SVP Nationalrat Peter Föhn

«Diese Volksinitiative stärkt die Freiheit des Einzelnen!»

Welches ist die Grundidee hinter Ihrem  
Engagement als Co-Präsident der Volksinitiative 
«Abtreibungs-finanzierung ist Privatsache»?
Schon damals bei der Behandlung der Fristenlösung 
habe ich mich vehement dafür eingesetzt, dass un-
sere Krankenkassen die Abtreibungen nicht bezahlen 
müssen. Im Rat erhielt ich keine Mehrheit. Im letzten 
Sommer, als erneut massive Krankenkassenprämien-
Erhöhungen angekündigt 
wurden und deshalb ein 
Aufschrei durchs Land ging, 
reichte ich eine Motion ein, 
mit der gewisse Leistungen 
aus dem Grundkatalog der 
Krankenkassen gestrichen 
werden sollten, darunter die 
Abtreibungen. Der Bundes-
rat lehnte diese Motion ab. 
Ich bekam sehr viele Anrufe, 
E-Mails und Briefe, welche 
mich ermunterten, in dieser 
Angelegenheit weiterhin 
aktiv zu sein. Dies bewog 
mich, eine Volksinitiative zu 
starten. Innert Kürze war 
ein Komitee beisammen. 
Auch Parlamentarier aus anderen bürgerlichen Parteien 
wollten mitmachen.

Das Volk hat im Jahr 2002 die Fristenlösung  
mit über 70% klar angenommen. Stellen Sie die  
Fristenlösung jetzt infrage?
Nein, eine straflose Abtreibung wird auch bei Erfolg 
dieser Initiative noch möglich sein. Die Frage ist einzig: 
Wer soll das bezahlen? Die Abtreibung ist absolut keine 
Krankheit. Darum gehört sie auch nicht in die Grundver-
sorgung unserer Krankenversicherungen!

Von linken und feministischen Kreisen 
wird befürchtet, in Zukunft könnten arme Frauen 
eine Abtreibung nicht mehr bezahlen und gingen 
zu Kurpfuschern. Stimmt das?
Nein, keineswegs. Wer sich in Zukunft gegen Abtrei-
bungen freiwillig versichern will, muss mit einer Prämie 
von etwa 2.– Franken pro Monat rechnen. Das ist jeder 
Frau aus allen Schichten zumutbar. Die obligatorische 
Krankenversicherung hingegen wird entschlackt. Und 
niemand soll mehr Abtreibungen gegen sein Gewissen 
mitfinanzieren müssen. Das stärkt die Freiheit des Ein-
zelnen!
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«Es kann doch 
nicht sein, dass 
ich die Abtrei-
bungen anderer 
mitfinanzieren 
muss!»
 
Nationalrat Peter Föhn



Leserbriefe
Jeder Leserbrief unterstützt unsere Unterschriftensammlung!

Keine Krankheit
« Ein überparteiliches Komitee strebt mit einer Volks-
initiative an, Abtreibungen künftig nicht mehr von der 
obligatorischen Grundversicherung bezahlen zu lassen. 
Erstaunlicherweise tun sich viele Politiker schwer, die-
ses berechtigte Anliegen zu unterstützen. Fakt ist, dass 
eine Abtreibung keine Krankheit darstellt und deshalb 
nicht in den Leistungskatalog der Grundversicherung 
gehört.
Solche staatlich bezahlten Abtreibungen sind auch ein 
Hohn gegenüber all jenen Paaren, die sich sehnlichst 
ein Kind wünschen. Statt Abtreibungen zu finanzie-
ren, sollte die Grundversicherung eher die Kosten für 
künstliche Befruchtungen tragen. Ich werde die Initia-
tive unterschreiben und setze damit ein Zeichen gegen 
Abtreibungen auf Staatskosten. »

Daniel Steiner-Brütsch, Langenthal, Berner Zeitung, 16.2.2010

Zuerst die Ungeborenen schützen 
« Die Volksinitiative «Gegen Tierquälerei und für einen 
besseren Rechtsschutz der Tiere (Tierschutzanwalt-In-
itiative)» vom 7. März kommt viel zu früh. Solange näm-
lich unsere eigenen Nachkommen schon im Mutterleib 
straflos umgebracht werden dürfen, ist es ungerecht, 
unsere Tiere durch einen Anwalt zuerst zu schützen. 
In der Schweiz werden jährlich nach offiziellen Zahlen 
mindestens 10‘000 wehrlose, ungeborene Kinder den 
modernen Götzen «Selbstverwirklichung und bequemer 
Wohlstand» geopfert. Oftmals werden hilflose, junge 
werdende Mütter zu einem solchen Schritt genötigt oder 
gar gezwungen (Partner, Angehörige, andere), ohne dass 
unsere Regierungen und Behörden schützend eingrei-
fen. Aus diesem Grund unterstützen wir die erst kürzlich 
gestartete Unterschriftensammlung für die Eidgenös-
sische Volksinitiative «Abtreibungsfinanzierung ist Pri-
vatsache». Zweck dieser Initiative ist (Zitat aus dem Text 
des Unterschriftenbogens): Die direkten und indirekten 
Gesundheitskosten werden reduziert. Die Selbstver-
antwortlichkeit der Versicherten wird gestärkt: Wer für 
sich die Möglichkeit einer Abtreibung in Betracht zieht, 
kann eine freiwillige Zusatzversicherung abschliessen  

 
oder die Kosten direkt bezahlen. Die Initiative stellt si-
cher, dass die obligatorische Krankenversicherung eher 
Leben rettet und heilt, nicht aber Leben vernichtet. Die 
Initiative stoppt den finanziellen Anreiz, durch die Kran-
kenversicherung Schwangerschaften abzubrechen. Das 
reduziert die Zahl der Abtreibungen. Wenn wir dann mal 
so weit sind, dass in der ganzen Schweiz unsere unge-
borenen Nachkommen Lebensschutzanwälte zur Seite 
gestellt bekommen, sind wir gerne bereit, über Tier-
schutzanwälte zu sprechen. »
Heinz und Ruth Schweiker, Nürensdorf, Neues Bülacher Tagblatt, 17.2.2010

Streit um die Kosten von Abtreibungen
« Frau Rey lobt einmal mehr die Fristenlösung als gute 
Sache. Über die Kosten und die verheerenden Folgen 
einer Abtreibung aber schweigt sie. Mit der Fristenlösung 
sind die letzten Schranken gefallen. Es gibt keinen Res-
pekt und keine Ehrfurcht mehr vor dem menschlichen 
Leben und der Schöpfung Gottes. Minderjährige werden 
zu unzüchtigen Handlungen verführt – bis zur Abtrei-
bung. Die Fristenlösung ist ein Selbstbedienungsladen, 
wo hemmungslos konsumiert wird auf Kosten der Kran-
kenkassen und der Prämienzahler. Darunter sind viele 
Leute im AHV-Alter, die mit Rentengeld Abtreibungskos-
ten mitfinanzieren müssen. »

Maria Felder-Eicher, Hasle, Neue Luzerner Zeitung, 4.2.2010

Debatte um Schwangerschaftsabbruch
« (…) Abtreibung ist ein Produkt rein materialistischer 
Weltanschauung. Sie ist die Frucht einer zerrütteten, 
antichristlichen Gesellschaft. Welcher Staat hat schon 
das Recht, göttliche Gesetze abzuschaffen? Seine Auf-
gabe ist es, das hohe Gut des Lebens zu erhalten, zu 
verteidigen und zu schützen. Den Nationalräten Föhn 
und Bader gebührt Lob. Sie haben einen Vorstoss ein-
gereicht im Bewusstsein, dass ihnen auf Bundesebene 
ein rauer Wind entgegenweht. »

Robert Zemp, Uffikon, Neue Luzerner Zeitung, 30.1.2010
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Mit einem kurzen Leserbrief können Sie dafür sorgen, dass unsere Volksinitiative Unterstüt-
zung erfährt und Tausende, Zehntausende oder Hunderttausende von Lesern Ihre positiven Ar-
gumente erfahren. Denn Leserbriefe sind die am meisten gelesenen Beiträge in einer Zeitung. 
Zur Anregung drucken wir Ihnen ein paar ausgewählte Beispiele aus den bisher erschienenen 
Leserbriefen ab. Helfen Sie mit! Schreiben Sie noch heute einen Leserbrief an Ihre Zeitungen.  
Jeder Leserbrief ist wichtig! 


